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Tenor:

Die Berufung des Klägers gegen das am 23.09.2011 verkündete
Urteil der 8. Zivilkammer des Landgerichts Hagen wird
zurückgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten des Berufungsverfahrens.

Das angefochtene Urteil ist ohne Sicherheitsleistung vorläufig
vollstreckbar.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Der Kläger darf die Vollstreckung abwenden durch
Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des aufgrund des Urteils
vollstreckbaren Betrages, wenn nicht die Beklagten vor der
Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % des jeweils zu
vollstreckenden Betrages leisten.

 
Gründe:

I.

Der Kläger verlangt von den Beklagten Zahlung eines Schmerzensgeldes von 20.000,00 €
und begehrt die Feststellung der Ersatzpflicht der Beklagten für sämtlichen materiellen und
zukünftigen immateriellen Schaden nach einer Haftungsquote von 50 % aufgrund eines
Verkehrsunfalls, der sich am 22.11.2009 in H auf der I Straße ereignete und bei dem der
Kläger von dem vom Beklagten zu 1) gesteuerten Pkw beim Überqueren der Straße erfasst
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und erheblich verletzt worden ist.

Wegen der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes bis zum Abschluss der ersten Instanz
und wegen der erstinstanzlich gestellten Anträge der Parteien wird gem. § 540 Abs. 1 S. 1 Nr.
1 ZPO auf das angefochtene Urteil Bezug genommen, mit dem das Landgericht nach
Anhörung des Beklagten zu 1) und Vernehmung der Zeugen N, S und K die Klage
abgewiesen hat.

Mit der gegen dieses Urteil gerichteten Berufung verfolgt der Kläger seine Ansprüche in
vollem Umfang weiter. Er rügt, das Landgericht habe zu Unrecht einen Verstoß des
Beklagten zu 1) gegen § 3 Abs. 2 a) StVO verneint, und vertritt die Ansicht, es komme für die
Frage der Anwendbarkeit dieser Vorschrift nicht darauf an, dass körperliche oder sonstige
altersbedingte Beeinträchtigungen äußerlich wahrnehmbar zu Tage träten. Bei dem Kläger
handele es sich erkennbar um eine ältere Person im Sinne dieser Norm. Sein Verhalten habe
nur den Schluss zugelassen, dass er sich über seine Berechtigung, die Fahrbahn zu
betreten, geirrt habe. Dies ergebe sich aus der Aussage des Zeugen S. Der Beklagte zu 1)
habe von einem verkehrsgerechten Verhalten des Klägers nur ausgehen dürfen, wenn dieser
bereits mehrere Meter vor dem Erreichen des Fahrbahnrandes sein Gangverhalten, seine
Ganggeschwindigkeit und seine Gangrichtung verändert hätte, was nicht der Fall gewesen
sei. Nach den eigenen Angaben des Beklagten zu 1) stehe fest, dass er unaufmerksam
gefahren sei. Er habe den Bürgersteig beobachten müssen. Offenbar habe er nur auf die
Fahrbahn geachtet. Zur Frage der Erkennbarkeit für den Beklagten zu 1) habe das
Landgericht ein verkehrsanalytisches Sachverständigengutachten einholen müssen. Der
Beklagte zu 1) habe den Kläger bei ordnungsgemäßer Beobachtung des Bürgersteigbereichs
sehen können. Bereits bei Erkennen der Gehrichtung des Klägers auf die Fahrbahn habe er
bremsbereit sein müssen. Spätestens als sich der Kläger in einem Abstand von 3 – 4 Metern
zum Fahrbahnrand befunden habe und weder die Ampel beobachtet noch seine
Gehgeschwindigkeit geändert habe, habe der Beklagte zu 1) mit einer Bremsung reagieren
müssen. Dann hätte er die Kollision vermieden. Somit treffe den Beklagten zu 1) ein
Verschulden, das mindestens ebenso zu gewichten sei wie das Mitverschulden des Klägers.

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil abzuändern und

1.

die Beklagten zu verurteilen, als Gesamtschuldner an ihn 20.000,00 € nebst Zinsen in Höhe
von fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 22.11.2009 zu zahlen sowie ihn
von vorgerichtlichen Kosten in Höhe von 1.023,16 € freizustellen,

2.

festzustellen, dass die Beklagten verpflichtet sind, dem Kläger sämtlichen materiellen und
derzeit nicht vorhersehbaren immateriellen Schaden aus dem Verkehrsunfall vom 22.11.2009
in H auf der I Straße mit einer Haftungsquote von 50 % zu ersetzen.

Die Beklagten beantragen,

die Berufung zurückzuweisen.

Sie verteidigen das erstinstanzliche Urteil mit näheren Ausführungen und machen
insbesondere geltend, der Beklagte zu 1) habe darauf vertrauen dürfen, dass der Kläger an
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der Ampel anhalten werde.

Wegen des weiteren Vorbringens der Parteien wird auf die gewechselten Schriftsätze nebst
Anlagen verwiesen.

Der Senat hat die Akten 871 Js 30/10 StA Hagen beigezogen sowie den Kläger und den
Beklagten zu 1) persönlich angehört. Wegen des Ergebnisses der Parteianhörung wird auf
den Berichterstattervermerk vom 19.06.2012 Bezug genommen.

II.

1.

Die Berufung ist zulässig.

Sie richtet sich gegen beide Beklagten, auch wenn in der Berufungsschrift als
Berufungsbeklagter nur der Beklagte zu 1) genannt ist. Zum notwendigen Inhalt der
Berufungsschrift nach § 519 Abs. 2 ZPO gehört neben den weiteren, gesetzlich normierten
Voraussetzungen auch die Angabe, für und gegen welche Partei das Rechtsmittel eingelegt
wird. Die Berufungsschrift muss entweder für sich allein betrachtet oder mit Hilfe weiterer
Unterlagen bis zum Ablauf der Rechtsmittelfrist eindeutig erkennen lassen, wer
Berufungskläger und wer Berufungsbeklagter sein soll. An die eindeutige Bezeichnung des
Rechtsmittelführers sind dabei strenge Anforderungen zu stellen. Nach ständiger
Rechtsprechung des BGH muss bei verständiger Würdigung des gesamten Vorgangs der
Rechtsmitteleinlegung jeder Zweifel an der Person des Rechtsmittelklägers ausgeschlossen
sein. Dabei sind, wie allgemein bei der Auslegung von Prozesserklärungen, alle Umstände
des jeweiligen Einzelfalles zu berücksichtigen. An die Bezeichnung des Rechtsmittelgegners
sind indessen nach ständiger Rechtsprechung des BGH weniger strenge Anforderungen zu
stellen. Jedenfalls in denjenigen Fallgestaltungen, in denen der in der Vorinstanz obsiegende
Gegner aus mehreren Streitgenossen besteht, richtet sich das Rechtsmittel im Zweifel gegen
die gesamte angefochtene Entscheidung und somit gegen alle gegnerischen Streitgenossen,
es sei denn, die Rechtsmittelschrift lässt eine Beschränkung der Anfechtung erkennen. Eine
solche Beschränkung kann sich, wenn auf der Gegenseite mehrere Streitgenossen stehen,
zwar auch daraus ergeben, dass in der Rechtsmittelschrift nur einige von ihnen angegeben
werden. Dies ist jedoch nicht zwingend. Der BGH hat eine unbeschränkte
Berufungseinlegung auch in Fällen bejaht, in denen als Rechtsmittelgegner nur einer von
mehreren Streitgenossen, und zwar der im Urteilsrubrum an erster Stelle Stehende, genannt
wurde (BGH, NJW 2002, 831; NJW 1984, 58). Weil auch die Bezeichnung einer Partei als
Teil einer Prozesshandlung auslegungsfähig ist, kommt es für die Frage, ob eine
Beschränkung der Anfechtung gewollt ist, letztlich auf eine vollständige Würdigung des
gesamten Vorgangs der Rechtsmitteleinlegung bis zum Ablauf der Rechtsmittelfrist an. Dabei
können sich aus einer beigefügten Ausfertigung oder beglaubigten Abschrift des
angefochtenen Urteils oder aus sonstigen beigefügten Unterlagen häufig entscheidende
Hinweise auf den Umfang der Anfechtung ergeben. Dabei kommt insbesondere der Frage
Bedeutung zu, ob eine Beschränkung des Rechtsmittelangriffs auf einen Teil der bisherigen
Prozessgegner in Anbetracht des der Vorinstanz unterbreiteten Streitstoffs ungewöhnlich
oder gar fernliegend erscheint (BGH, NJW-RR 2011, 359 m. w. N.). Hier war der
Berufungsschrift des Klägers eine Abschrift des angefochtenen Urteils beigefügt, aus der zu
ersehen ist, dass sich die Klage gegen zwei Beklagte richtet und in vollem Umfang
abgewiesen worden ist. Weil der Kläger zudem ohne Einschränkungen Berufung „gegen das
Urteil des Landgerichts Hagen vom 23.09.2011“ eingelegt und die Anträge sowie die
Begründung einem gesonderten Schriftsatz vorbehalten hatte, ist von einer zulässigen
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Berufung auch gegen die Beklagte zu 2) auszugehen. Dafür spricht schon der o. g.
Grundsatz, wonach sich die Berufung im Zweifel gegen die gesamte angefochtene
Entscheidung richtet, wenn der in der Vorinstanz obsiegende Gegner aus mehreren
Streitgenossen besteht. Hinzu kommt, dass eine Beschränkung der Berufung auf den
Beklagten zu 1) nicht nur unzweckmäßig, sondern vielmehr sinnlos wäre. Denn für eine
Rechtsmittelbeschränkung auf den Beklagten zu 1) fehlte es nicht nur an einem vernünftigen
Grund; sie hätte vielmehr, wenn mangels Rechtsmitteleinlegung gegenüber der Beklagten zu
2) die Klageabweisung ihr gegenüber rechtskräftig geworden wäre, die offensichtlich nicht
gewollte Folge gehabt, dass dann der Kläger mit seinem Rechtsmittel gegenüber dem
Beklagten zu 1) ebenfalls keinen Erfolg mehr hätte haben können, weil in § 124 Abs. 1 VVG
(§ 3 Nr. 8 PflVG a. F.) angeordnet ist, dass das klageabweisende Urteil gegen den Kfz-
Haftpflichtversicherer Rechtskraftwirkung auch zugunsten des Fahrzeughalters und des
mitversicherten Fahrers entfaltet (vgl. OLG Hamm, OLGR 2000, 312). Nach alledem ist
davon auszugehen, dass die unterbliebene Nennung der Beklagten zu 2) in der
Berufungsschrift auf einem Versehen beruhte und sich das Rechtsmittel gegen beide
Beklagten richtet. Das haben offenkundig auch die Beklagten so verstanden. Denn ihre
Prozessbevollmächtigten haben mit Schriftsatz vom 01.12.2011 angezeigt, die rechtlichen
Interessen der Beklagten auch in der Berufungsinstanz zu vertreten, und beantragt, die
Berufung zurückzuweisen.

2.

Die Berufung ist indes unbegründet.

Zu Recht hat das Landgericht die Klage abgewiesen. Das Berufungsvorbringen des Klägers
führt zu keiner anderen Beurteilung. Der Kläger hat gegen die Beklagten keine Ansprüche
aus §§ 7 Abs. 1, 18 Abs. 1, 11 StVG, §§ 823 Abs. 1, 253 Abs. 2 BGB iVm. § 115 Abs. 1 Nr. 1
VVG auf Zahlung von Schmerzensgeld und Schadensersatz. Zwar ereignete sich der Unfall
unzweifelhaft beim Betrieb des vom Beklagten zu 1) gesteuerten Pkw (§ 7 Abs. 1 StVG). Die
Ersatzpflicht der Beklagten ist nicht gem. § 7 Abs. 2 StVG durch höhere Gewalt
ausgeschlossen. Auch greift hier kein Anspruchsausschluss nach § 17 Abs. 3 StVG wegen
Vorliegens eines unabwendbaren Ereignisses ein. Gegenüber einem Geschädigten, der
selbst nicht als Kfz-Halter für die Betriebsgefahr eines unfallbeteiligten Kfz einzustehen hat,
ist § 17 StVG nicht anwendbar (Heß in: Burmann/Heß/Jahnke/Janker, StVR, 22. Auflage
2012, § 17 StVG Rn. 7).

Ob der Beklagte zu 1) den Nachweis geführt hat, dass der Unfall nicht durch sein
Verschulden verursacht worden ist (§ 18 Abs. 1 S. 2 StVG), kann dahinstehen. Eine Haftung
der Beklagten gegenüber dem Kläger besteht jedenfalls deshalb nicht, weil diesen ein
weitaus überwiegendes Mitverschuldens an dem Zustandekommen des Unfalls trifft, § 254
Abs. 1 BGB, § 9 StVG.

a)

Im Rahmen der danach vorzunehmenden Haftungsabwägung ist auf Seiten der Beklagten
kein schuldhafter Verkehrsverstoß des Beklagten zu 1) festzustellen:

aa)

Der Beklagte zu 1) hat nicht gegen § 3 Abs. 2 a) StVO verstoßen. Nach dieser Vorschrift
müssen sich Fahrzeugführer gegenüber Kindern, Hilfsbedürftigen und älteren Menschen,
insbesondere durch Verminderung der Fahrgeschwindigkeit und durch Bremsbereitschaft, so
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verhalten, dass eine Gefährdung dieser Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen ist. Der
besondere Schutz des § 3 Abs. 2 a) StVO greift ein, wenn der ältere Mensch bzw. eine
andere Person aus dem geschützten Personenkreis sich in einer Verkehrssituation befindet,
in der erfahrungsgemäß damit gerechnet werden muss, dass er aufgrund seines Alters das
Geschehen nicht mehr voll werde übersehen und meistern können, wobei es konkreter
Anhaltspunkte für eine Verkehrsunsicherheit nicht bedarf. Für die Pflicht zu erhöhter
Rücksichtnahme kommt es auf die konkrete Verkehrssituation an (BGH, NJW 1994, 2829).
Nach dem Schutzzweck des § 3 Abs. 2 a) StVO muss jedenfalls die Annäherung der
geschützten Person an die Fahrbahn bzw. die Gefahrensituation erkennbar sein. Der BGH
hat daher hinsichtlich des Schutzes von Kindern nur dann von dem Kraftfahrer verlangt,
besondere Vorkehrungen (z. B. Verringerung der Fahrgeschwindigkeit oder Einnehmen der
Bremsbereitschaft) zur Abwendung der Gefahr zu treffen, wenn ihr Verhalten oder die
Situation, in der sie sich befinden, Auffälligkeiten zeigen, die zu Gefährdungen führen
könnten (vgl. BGH, NZV 2002, 365).

Das (unachtsame) Überschreiten einer Fahrbahn stellt zwar eine der Hauptursachen für ggf.
tödliche Fußgängerunfälle älterer Menschen dar. Befindet sich eine ältere Person in einer
Lage, in der für sie nach der Lebenserfahrung aber keine Gefährdung zu erwarten ist, so
braucht ein Kraftfahrer nicht allein schon wegen ihres höheren Alters ein Höchstmaß an
Sorgfalt einzuhalten (BGH, NJW 1994, 2829). Nicht jede im Blickfeld des Kraftfahrers
erscheinende Person der in § 3 Abs. 2 a) StVO genannten Gruppen erfordert also in jedem
Fall sofortige Verlangsamung, ohne dass Gefahr für verkehrswidriges Verhalten
voraussehbar ist (König in: Hentschel/König/Dauer, Straßenverkehrsrecht, 41. Aufl., § 3 StVO
Rn. 29b).

In der hier gegebenen Verkehrssituation, nämlich der Annäherung des Klägers an den
ampelgesicherten Fußgängerüberweg, musste nicht damit gerechnet werden, dass er wegen
seines Alters das Geschehen nicht mehr vollständig übersehen und beherrschen konnte. Es
geht nicht darum, dass er etwa aufgrund seiner Gehbehinderung die Fahrbahn nur langsam
überschreiten konnte und es deshalb zu dem Unfall gekommen ist oder er sich vor dem
Überqueren einer vielbefahrenen und breiten Straße außerhalb eines Fußgängerüberwegs
erst einen Überblick über das Verkehrsgeschehen verschaffen musste, was ihm altersbedingt
schwer fallen mag, sondern allein darum, das für Fußgänger geltende Rotlicht der
Lichtzeichenanlage zu beachten und vor der Fahrbahn stehen zu bleiben. Dass er aufgrund
seines Alters diese konkrete Verkehrssituation nicht gefahrlos hätte beherrschen können,
also das Rotlicht nicht beachten konnte, hat der Kläger nicht nachvollziehbar dargetan.
Vielmehr hat er durch seine Verteidiger im Ermittlungsverfahren vortragen lassen, er sei
verkehrsgewohnt und bei ihm seien keine verkehrswesentlichen gesundheitlichen
Einschränkungen vorhanden (Bl. 48 der Beiakten). Es handelt sich vor diesem Hintergrund
bei dem Missachten des Rotlichts der Lichtzeichenanlage durch den Kläger um ein
Augenblicksversagen, zu dem es unabhängig von seinem Alter gekommen ist und das auch
einer jüngeren Person unterlaufen kann.

bb)

Davon, dass der Beklagte zu 1) die zulässige Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h
überschritten hat (§ 3 Abs. 3 Nr. 1 StVO) und sich dies unfallursächlich ausgewirkt hat, ist
ebenfalls nicht auszugehen. Der Beklagte zu 1) stellt eine Geschwindigkeitsüberschreitung in
Abrede. Auch der Kläger behauptet nicht konkret, dass der Beklagte zu 1) schneller als
erlaubt gefahren wäre und es deshalb zum Unfall gekommen wäre. Dies ergibt sich nicht aus
seinem pauschalen Vortrag in der Klageschrift, das Beklagtenfahrzeug sei ca. 20 Meter
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jenseits des Überwegs zum Stehen gekommen. Dieses Vorbringen steht zudem in
Widerspruch zu den Feststellungen der Polizei, wonach der Pkw des Beklagten zu 1) ca. 11
Meter vom vermutlichen Aufprallort entfernt mittig auf der Straße nach links versetzt stand
(Bl. 4 der Beiakten).

Ferner hat der Kläger keine konkreten Umstände dargelegt, aus denen sich ein Verstoß des
Beklagten zu 1) gegen das Sichtfahrgebot (§ 3 Abs. 1 S. 2 und 4 StVO) ergeben könnte.
Nach dem Sichtfahrgebot ist eine Herabsetzung der Fahrgeschwindigkeit im Übrigen nur
dann geboten, wenn der Fahrer den Verkehrsablauf nicht vollständig überblicken und deshalb
auftretende Hindernisse und Gefahren nicht so rechtzeitig bemerken kann, dass er ihnen mit
Sicherheit begegnen kann. Dabei bezieht sich der Begriff der Unübersichtlichkeit nur auf die
Fahrbahn, so dass eine Straßenstelle nicht schon dann unübersichtlich wird, wenn  der
Verkehrsablauf in der seitlichen Umgebung der Straße nicht voll zu überblicken ist (BGH,
NZV 2002, 365).

cc)

Schließlich ist nicht festzustellen, dass der Beklagte zu 1) in unfallursächlicher Weise gegen
das Rücksichtnahmegebot des § 1 Abs. 2 StVO verstoßen hätte. Das wäre nur dann der Fall
gewesen, wenn er infolge Unaufmerksamkeit nicht rechtzeitig auf den sich verkehrswidrig
verhaltenden Kläger reagiert hätte und durch rechtzeitiges Abbremsen bzw. Ausweichen den
Unfall hätte vermeiden oder seine Folgen hätte verringern können. Zwar muss ein Kraftfahrer
stets die gesamte Fahrbahn beobachten und sofort unfallabwendende Maßnahmen einleiten,
wenn er einen bei Rotlicht die Fahrbahn betretenden Fußgänger bemerkt. Jedoch kann er
zuvor darauf vertrauen, dass sich ein Fußgänger verkehrsgerecht verhält und nicht
unvermittelt bei rotem Ampellicht die Fahrbahn betritt. Auf diese Möglichkeit muss sich ein
Kraftfahrer nicht von vornherein einrichten (KG, VersR 2008, 797). Nach diesen Grundsätzen
musste der Beklagte zu 1) entgegen der Ansicht des Klägers nicht schon dann mit einer
Missachtung des für Fußgänger geltenden Rotlichts durch diesen rechnen, als sich der
Kläger auf dem Bürgersteig mit unverminderter Gehgeschwindigkeit in Richtung des
Überwegs bewegte und dabei nicht auf die Lichtzeichenanlage schaute. Die
Sorgfaltsanforderungen an den Kraftfahrer, für den die Lichtzeichenanlage Grünlicht zeigt,
würden überspannt, falls er bereits dann, wenn ein sich noch auf dem Bürgersteig
befindender Fußgänger auf den Überweg zugeht, eine vorsorgliche Bremsung oder gar ein
Ausweichmanöver einleiten müsste. Dies ist schon mit Blick auf die dadurch für den
nachfolgenden Fahrzeugverkehr entstehenden Gefahren nicht zu verlangen. Eine Reaktion
des Beklagten zu 1) war erst dann geboten, als der Kläger für ihn erkennbar die Fahrbahn
betrat. Nach dem Ergebnis der erstinstanzlichen Beweisaufnahme ist nicht festzustellen, dass
der Beklagte zu 1) den Unfall zu diesem Zeitpunkt noch hätte verhindern oder dessen Folgen
hätte vermindern können. Ein Sachverständigengutachten zum Hergang des Unfalls,
insbesondere zur Frage der Vermeidbarkeit des Unfalls für den Beklagten zu 1), war nicht
einzuholen. Dazu fehlt es an hinreichenden Anknüpfungstatsachen, weil nicht bekannt ist, in
welcher Entfernung sich der Beklagte zu 1) mit dem von ihm gesteuerten Pkw befand, als der
Kläger die Fahrbahn betrat (so in einem vergleichbaren Fall auch: KG, a. a. O.). Lediglich der
Beklagte zu 1) hat Angaben zu der Entfernung des Pkw gemacht. Wie er im Senatstermin
erklärt hat, will er zwei bis drei Meter vorher gesehen haben, dass eine Person auf die Straße
lief. Dabei handelt es sich jedoch um eine bloße Schätzung, die letztlich nicht objektivierbar
ist. Auf der Fahrbahn konnte die Polizei keinerlei Unfallspuren feststellen (Bl. 3 der Beiakten).
Wenn die Entfernungsangabe des Beklagten zu 1) zuträfe, spricht dies jedenfalls für eine
Unvermeidbarkeit des Unfalls.
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Auch aus seinen weiteren Angaben bei seiner persönlichen Anhörung durch das Landgericht,
er könne eigentlich nur sagen, dass seine Ampel grün gewesen sei und der Kläger vor
seinem Auto gestanden habe, er habe ihn vorher gar nicht gesehen, ergibt sich nicht, dass
ihm eine Vermeidung des Unfalls oder eine Verringerung der Unfallfolgen noch möglich
gewesen wäre. Er hat nämlich auch geschildert, er habe eine Vollbremsung und ein
Ausweichen nach links versucht, habe allerdings die Kollision nicht mehr vermeiden können.
Entsprechend hatte er sich bereits am Unfallort gegenüber der Polizei geäußert. Der Kläger
selbst konnte mangels konkreter Erinnerung keine sachdienlichen Angaben zum eigentlichen
Unfallhergang machen.

Der Zeuge S befand sich in einigem Abstand zu der Unfallstelle auf der Gegenfahrbahn. Bei
seiner Vernehmung vor dem Landgericht konnte er schon seine eigene Entfernung zu der
Lichtzeichenanlage nur ungefähr mit 40 bis 50 Meter angeben. Zwar hat der Zeuge weiter
bekundet, ihm sei sofort aufgefallen, dass der Kläger unvermittelt auf die Straße zugegangen
sei, ohne seine Schrittgeschwindigkeit zu reduzieren; er - der Zeuge - habe gedacht: „Mensch
was macht der da.“; dann sei es auch schon zum Zusammenstoß gekommen. Dabei ist
jedoch zu berücksichtigen, dass der Zeuge S das Geschehen aus einer anderen Perspektive
wahrgenommen hat als der Beklagte zu 1), nämlich von der Gegenfahrbahn aus. Gleichwohl
ist auch der Zeuge S zu der Einschätzung gelangt, dass der Beklagte zu 1) „eigentlich nichts
verkehrt gemacht“ und sehr schnell gebremst habe.

Der Zeuge K, der Beifahrer im Pkw des Beklagten zu 1) war, hat ebenso wie dieser
geschildert, vor der Ampel sei „auf einmal“ (also plötzlich) ein Mann auf die Straße getreten.
Dies steht in Einklang mit der zuvor erfolgten Aussage des Zeugen K gegenüber der Polizei.
Dort hatte er bekundet, völlig unerwartet sei plötzlich ein Mann mit gesenktem Kopf auf die
Straße getreten; durch die auf dem rechten Seitenstreifen geparkten Fahrzeuge sei es
unmöglich gewesen, den Mann frühzeitig wahrzunehmen; da der Abstand zwischen dem
Fahrzeug und dem Mann zu gering gewesen sei, sei es trotz einer Vollbremsung dazu
gekommen, dass der Mann vom Kotflügel des Pkw erfasst worden und auf die
Windschutzscheibe geprallt sei. Ob die Aussage des Zeugen K - so das Landgericht im
angefochtenen Urteil - als unpräzise anzusehen ist, weil er die zulässige
Höchstgeschwindigkeit am Unfallort und die vom Beklagten zu 1) gefahrene Geschwindigkeit
nicht nennen konnte, kann im Ergebnis dahinstehen. Denn auch ohne Berücksichtigung der
Aussage dieses Zeugen ist ein Fehlverhalten des Beklagten zu 1) nicht festzustellen.

Wenn der von ihm gesteuerte Pkw VW Golf, der eine Breite von 1,74 Meter aufweist, die an
der Unfallstelle 4,05 Meter breite Richtungsfahrbahn der I Straße (Bl. 19 der Beiakten) etwa
mittig befahren hat, wovon mangels entgegenstehender Anhaltspunkte auszugehen ist, hat
der Kläger bis zur Kollision mit dem rechten Kotflügel des Pkw nur eine Entfernung von rund
1 Meter auf der Fahrbahn zurückgelegt. Legt man zu Gunsten des Klägers eine nur mittlere
bis langsame Gehgeschwindigkeit von 1,2 m/sec. (weniger als 5 km/h) zugrunde (vgl. KG, a.
a. O.), obwohl er nach der Aussage des Zeugen S eher zügig gegangen ist, befand sich der
Kläger dann nur ca. eine Sekunde auf der Fahrbahn, bevor es zum Unfall kam. Bei einem
unvermuteten Vorgang – wie dem plötzlichen und unerwarteten Betreten der Fahrbahn durch
den Kläger – betragen die Reaktionszeit des Kraftfahrzeugführers und die sog.
Bremsansprechzeit im Regelfall insgesamt eine knappe Sekunde (vgl. König in:
Hentschel/König/Dauer, Straßenverkehrsrecht, 41. Aufl., § 1 StVO Rn. 30 m. w. N.).

Vor diesem Hintergrund und unter Berücksichtigung der am Beklagtenfahrzeug durch den
Unfall entstandenen Schäden, wie sie sich aus den von der Polizei gefertigten Lichtbildern
ergeben (Bl. 16, 17, 18 der Beiakten), spricht alles dafür, dass der Kläger unvermittelt auf die
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Straße trat, als der Pkw den Überweg schon nahezu erreicht hatte. Die Hauptanstoßstelle am
Pkw war nach den Feststellungen der Polizei „mittig des Kotflügels vorne rechts“, also an der
rechten vorderen Fahrzeugseite. Auf der Windschutzscheibe befanden sich Aufprallmarken
mittig und im oberen Bereich der Windschutzscheibe an der A-Säule (Bl. 4 der Beiakten).
Schäden im Bereich des Frontstoßfängers und der Motorhaube sind nicht eingetreten. Dies
wäre jedoch zu erwarten gewesen, wenn der Kläger von der Fahrzeugfront erfasst worden
wäre.

b)

Den Kläger trifft ein erhebliches Eigenverschulden an dem Zustandekommen des Unfalls (§ 9
StVG iVm. § 254 Abs. 1 BGB). Unstreitig zeigte die Ampel für den Fahrverkehr Grünlicht, als
der Kläger auf dem Rückweg zum Fahrzeug seiner Ehefrau die Straße überqueren wollte.
Daraus folgt, dass die Ampel für die Fußgänger Rotlicht zeigte. Eine Fehlfunktion der Ampel
hat die Polizei nicht festgestellt (Bl. 5 der Beiakten). Der Kläger hat demnach gegen § 25 Abs.
3 StVO verstoßen, indem er bei Rotlicht die Fahrbahn betrat. Ein Fußgänger hat die
Fahrbahn an einer Lichtzeichenanlage und nur bei grünem Ampellicht innerhalb der
Markierungen auf dem kürzesten Weg zu überqueren und muss dabei auf sich erkennbar
nähernden Fahrzeugverkehr selbst dann achten, wenn er die Fahrbahn bei grünem
Ampellicht betritt. Ein Fußgänger, der in der Rotphase der für ihn maßgebenden
Fußgängerampel plötzlich auf die Fahrbahn läuft, ohne sich über den herannahenden
Verkehr zu vergewissern, handelt in aller Regel grob fahrlässig (KG, a. a. O.)

c)

Nach alledem ist bei der Haftungsabwägung auf Seiten der Beklagten nur die Betriebsgefahr
des Pkw zu berücksichtigen. Dass den Beklagten zu 1) ein Verschulden an dem Unfall trifft,
ist – wie ausgeführt – nicht festzustellen. Demgegenüber wiegt das Verschulden des Klägers
in Form des Rotlichtverstoßes zur Überzeugung des Senats so schwer, dass dahinter die
Betriebsgefahr des Beklagtenfahrzeugs vollständig zurücktritt (so auch KG, a. a. O., in einer
vergleichbaren Fallkonstellation).

3.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO. Die Entscheidung über die vorläufige
Vollstreckbarkeit ergibt sich aus den §§ 708 Nr. 10, 711 ZPO.

Gründe für die Zulassung der Revision gemäß § 543 Abs. 2 ZPO bestehen nicht.

Der Streitwert für die Berufungsinstanz beträgt 36.000,00 €.
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